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W
enn Universitäten, Uni-
versitätsklinika oder au-
ßeruniversitäre For-

schungseinrichtungen sich zu For-
schungskooperationen zusammenschlie-
ßen wollen, bedarf dieser Zusammen-
schluss der Regelung in vielerlei Hin-
sicht: Wem sollen die beteiligten For-
scher und weiteres Personal zugeordnet
werden, wem die apparativen und finan-
ziellen Ressourcen? Wem „gehören“ die
im Forschungsverbund zu erwartenden
Erkenntnisse, wer soll sie ggf. wirtschaft-
lich verwerten dürfen: der Verbund
selbst oder die ihn tragenden Wissen-
schaftsinstitutionen? Die externen För-
dermittel: Wer legt wann in welcher
Weise den Förderern Rechenschaft ab
über die Mittelverwendung, und welche
Rolle sollen die Förderer innerhalb des
Forschungsverbundes spielen? Vor al-
lem aber die Forscher: In welcher Weise

werden sie in die Entscheidungsprozes-
se des Verbundes und in deren Informa-
tionsströme eingebunden, wie werden
sie, aber auch die Trägerinstitutionen
des Verbundes, möglichst davor be-
wahrt, dass die Risiken aus der Ver-
bundforschung auf sie durchschlagen –
ein insbesondere, jedoch keineswegs nur
bei patientenbezogenen Forschungsver-
bünden bedeutsamer Aspekt. 

Regulatorische
 Herausforderungen

Diese regulatorischen Herausforderun-
gen beschäftigen die Administrationen
der Universitäten, Klinika und sonsti-
gen Forschungseinrichtungen langan-
haltend und intensiv. Denn für Wissen-
schaftskooperationen gibt es keine spe-
ziell auf sie zugeschnittene Rechtsform
im Gesetz, und auch die Muster von
Ministerien oder anderen Stellen ge-
währleisten nicht ohne weiteres die für
alle Beteiligten notwendige Rechtssi-
cherheit. Deshalb müssen die Mitarbei-
ter in der Verwaltung für jede einzelne
Zusammenarbeit maßgeschneiderte
Kooperationsverträge konzipieren, ver-
handeln und konsentieren. Das kostet
Zeit und Ressourcen, so dass die koope-
rationswilligen Forscher schon bald
(aus ihrer Sicht nicht ohne Grund) den
Vorwurf erheben, das Recht behindere
die Wissenschaft an ihrer im Grundge-
setz geschützten Entfaltung. 

Daher sollte der Gesetzgeber der
Wissenschaft, ihren Institutionen und
den Forschern für deren Kooperationen
eine eigene Rechtsform zur Verfügung
stellen. Denn die vorhandenen Organi-

sationsformen, weder die des öffentli-
chen noch die des Zivilrechts, können
den spezifischen Anforderungen, die aus
Wissenschaftskooperationen resultieren,
gerecht werden; das gilt auch für das
„Allzweckmöbel“ GmbH, wie andern-
orts (Ordnung der Wissenschaft 2017,
S. 1 ff.) näher dargelegt. Eine solche neu
zu schaffende Rechtsform „wissen-
schaftliche Kooperation“ müsste diese
Strukturelemente und -prinzipien um-
setzen:
– eine wissenschaftsadäquate Gover-

nance-Struktur, welche die beteiligten
Forscher einbezieht und ihnen den-
noch die unabdingbaren Handlungs-
freiräume sichert, zugleich aber den
die Kooperation tragenden Wissen-
schaftsinstitutionen angemessenen
Einfluss auf den Fortgang der gemein-
samen Forschung eröffnet und die In-
stitutionen so hinreichend erkennbar
bleiben lässt;

– Rechtssubjektivität der „wissenschaft-
lichen Kooperation“, damit ihr Res-
sourcen und ggf. auch Dienstverhält-
nisse zugeordnet werden können,
aber auch die in der Verbundfor-
schung gewonnenen Erkenntnisse; 

– Eingrenzbarkeit der mit gemeinsamer
Forschung verbundenen Risiken, Haf-
tungskanalisierung auf die „wissen-
schaftliche Kooperation“ und Haf-
tungsbeschränkung zugunsten der be-
teiligten Forscher und der Trägerinsti-
tutionen;

– möglichst weitgehende Gestaltungs-
freiheit, um Raum für den individuel-
len Zuschnitt der jeweiligen For-
schungskooperation zu eröffnen.

Governance-Struktur
Aus der Gesamtregelung für eine „wis-
senschaftliche Kooperation“ sind für
Forscher gewiss Regelungsvorschläge
zu ihrer Governance von besonderem

Forschungskooperationen
Plädoyer für eine eigene Rechtsform 
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Interesse (für Weiteres sei auf Ordnung
der Wissenschaft (OdW) 2017, S. 5 ff.
verwiesen): Die Leitung der Kooperati-
on liegt in den Händen jener Forscher,
die als Repräsentanten der beteiligten
Trägerinstitutionen in die Geschäftslei-
tung berufen werden. In aller Regel be-
nötigt diese zugleich einen Kaufmänni-
schen Geschäftsführer; sein Zutritt darf
jedoch den betont wissenschaftlichen
Zuschnitt der Geschäftsleitung selbst
dort nicht verdunkeln, wo aus
den Ergebnissen der Verbund-
forschung wirtschaftlich Ver-
wertbares erwächst. Das gilt
auch und insbesondere für Ko-
operationen, an denen Wirt-
schaftsunternehmen beteiligt
sind. 

Neben der Versammlung der die Ko-
operation tragenden Institutionen sollte
eine eigenständige Versammlung aller in
jener tätigen Forscher gesetzlich vorge-
geben werden – zumindest für Koopera-
tionen mit einer gewissen Mindestzahl
von Forschern. Welche Informationen
dieser Forscherversammlung zu erstat-
ten sind und welche Mitwirkungs- und

Mitentscheidungsbefugnisse ihr eröffnet
werden sollen, bedarf noch weiterer
Diskussion. 

Zusätzlich zu dem (allerdings im
Kooperationsstatut verzichtbaren) Auf-
sichtsrat mit dem Auftrag, die Verwen-
dung der zur Verfügung gestellten Mittel
zu überwachen, sollte für die „wissen-
schaftliche Kooperation“ ein wissen-
schaftlicher Beirat, ein scientific adviso-
ry board, im Gesetz mit dem Auftrag

vorgesehen werden, die Forschungsvor-
haben der Kooperation unter wissen-
schaftlichen Aspekten kritisch zu beglei-
ten, Anregungen zu geben und mögli-
chen Fehlentwicklungen entgegen zu
wirken. Konsequent fällt es dann der
Geschäftsleitung der Kooperation zu,
dem Beirat regelmäßig in nicht zu lan-
gen Zeitabständen über den Fortgang

der Forschungsprojekte Rechenschaft
abzulegen. Dabei müsste freilich in ge-
eigneter Weise gesetzlich sichergestellt
werden, dass der Beirat nicht die wis-
senschaftliche Oberleitung über die Ko-
operation an sich zieht.

Das Projekt einer „wissenschaftli-
chen Kooperation“ als eigene Rechts-
form ist schon jetzt verbreitet auf Inte-
resse gestoßen. Noch in diesem Jahr
wird es mit Universitätskanzlern sowie

Kaufmännischen Direkto-
ren der Klinika und der au-
ßeruniversitären Wissen-
schaftseinrichtungen weiter
zu erörtern sein, aber auch
mit Angehörigen der Minis-
terialbürokratien im Bund
und in den Ländern. Nicht

zuletzt sollen auch Wissenschaftler und
Politiker in die Diskussionen mit dem
Ziel eingebunden werden, die Wissen-
schaftspolitik für eine gesetzliche Rege-
lung der „Kooperation“ als Rechtsform
zu gewinnen. Für den Frühherbst 2017
ist ein Symposion zu diesem Projekt ge-
plant.
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»Die Mitarbeiter in der Verwaltung
müssen für jede einzelne Zusammen -
arbeit maßgeschneiderte Kooperations-
verträge konzipieren.«

Anzeige

ÜBERSETZUNGS-SERVICE
FÜR WISSENSCHAFTLER
Der Deutsche Hochschulverband (DHV) bietet in Zusammenarbeit mit einem Team von
ausgewiesenen Fachübersetzern einen wissenschaftsspezifischen Übersetzungsservice an.

Kontakt und Informationen:

Dr. Ulrich Josten | Tel.: 0228 /902 6634 | E-Mail: josten@hochschulverband.de,
Dipl.-Biol. Claudia Schweigele | Tel.: 0228 / 902 6668 | E-Mail: schweigele@hochschulverband.de

www.hochschulverband.de/uebersetzungsservice – Wir freuen uns auf Ihre Anfrage!

Wir übersetzen und redigieren für Sie zeitnah
und qualitativ sehr hochwertig

– Bewerbungsunterlagen
– Forschungsanträge
– Fachtexte u.v.m.

vom Deutschen ins Englische oder umgekehrt,
auf Anfrage auch in andere Sprachen.

„Vielen Dank für Ihren
prompten Service und
die wirklich erstklassige
Über setzung!“

DHV
Deutsch-englischer Textservice

für Wissenschaftler

„Ganz herzlichen Dank
für Ihre Unterstützung.“

„Die Übersetzung ist
wirklich gut geworden.“


